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Berger Allee 25 
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An den  
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie,  
Klimaschutz und Energie  
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 2. Oktober 2024 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die Fraktion FDP hat zur o. g. Sitzung um einen schriftlichen Bericht zum 

Thema „Stand Windenergieausbau: Bund will in NRW Aussetzung 

für Windradgenehmigungen verhindern – Was unternimmt die Lan-

desregierung?“ gebeten.  

 

In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht mit der Bitte um Wei-

terleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Kli-

maschutz und Energie.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Mona Neubaur MdL 
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 2. Oktober 2024  

„Stand Windenergieausbau: Bund will in NRW Aussetzung für Windrad-

genehmigungen verhindern – Was unternimmt die Landesregierung?“ 

(Berichtsanfrage der Fraktion der FDP v. 20. September 2024) 

 

Im von der Bundesregierung am 4. September 2024 vorgelegten Gesetz-

entwurf zu Änderung des Baugesetzbuches finden sich neue Regelungen 

zur Windenergie, die insbesondere das baurechtliche Zulassungsregime 

adressieren. 

Angedacht ist eine Übergangsregelung: Nach der Feststellung der Flä-

chenbeitragswerte gemäß § 2 Nummer 1 des Windenergieflächenbe-

darfsgesetzes (WindBG) sollen Windenergieanlagen, die sich zum Zeit-

punkt der Feststellung noch im Genehmigungsverfahren befinden, wei-

terhin nach der Rechtslage zum Zeitpunkt der Antragstellung beurteilt 

werden. Im Detail erscheint der Gesetzentwurf allerdings sehr weitge-

hend zu sein, da bereits nur formlose Genehmigungsanträge im Geset-

zeswortlaut aufgeführt werden. 

Die Landesregierung setzt sich für Änderungen im Gesetzgebungsver-

fahren ein und hat mit der Initiative für einen Plenarantrag im Bundesrat 

eine effektivere räumliche Steuerung und mögliche Schadensersatzrisi-

ken adressiert (Bundesrat-Drucksache 396/24). Darüber hinaus ist eine 

weitere Beschleunigung des Rechtsregimes zum starken und akzeptier-

ten Windenergieausbau das Ziel. 

Der Gesetzentwurf würde zudem zur Kollision mit dem Steuerungsinstru-

ment des § 36 Absatz 3 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen füh-

ren. Allerdings hat das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-

Westfalen in einem kürzlich erfolgten ersten Beschluss im Eilverfahren 

eine Aussetzungsentscheidung der Bezirksregierung Arnsberg nicht be-

stätigt. Eine Einordnung der Entscheidung durch die Landesregierung er-

folgt an anderer Stelle. 

Nach aktuellem Entwurfsstand des Bundesministeriums für Wirtschaft 

und Klimaschutz für eine Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes 

u.w.  sind Grundzüge einer bundesweiten Regelung über Bürgerenergie-

gesetze abgebildet. 

Eine bundeseinheitliche Regelung zu den Möglichkeiten der finanziellen 

Beteiligung von Gemeinden sowie Einwohnerinnen und Einwohnern an 
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Erträgen von Windenergieprojekten ist nur in einem übergeordneten Rah-

men vorstellbar. 

Der Rahmen sollte so gesetzt sein, dass bereits in Kraft getretenen Lan-

desgesetze nicht konterkariert werden und von einem Bestandsschutz 

profitieren. 

 

 

 


